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Einleitung 

Das repräsentative Element in unserem Verfassungssystem wurde vom 
Bundesverfassungsgericht  wiederholt als Argumentationsfigur  verwendet. 
So überzeugend es auf den ersten Blick wirkt, wenn das Bundesverfassungs-
gericht 

- vom Grundsatz der repräsentativen Demokratie1, 
- von der Repräsentation des Volkes durch das Parlament2 

- oder schlicht von Volksrepräsentation3, 
- von dem parlamentarischen Repräsentativsystem mit geringen Mitwir-

kungsrechten4 

- oder von der Repräsentation, die sich im parlamentarischen Bereich vor-
nehmlich dort vollziehe, wo die Entscheidung falle 5, 

- von den Grundsätzen der liberal-repräsentativen Demokratie6 

- oder von der zu beobachtenden Entwicklung von der liberal-repräsenta-
tiven zur parteienstaatlichen Demokratie7, 

- von der repräsentativen Ausprägung der demokratischen Ordnung im 
Grundgesetz8 

- oder schlicht in Wiedergabe einer Stellungnahme des Bundestages vom 
repräsentativen Grundzug der Verfassung 9, 

- von der vom Grundgesetz geformten repräsentativen Demokratie10 

- oder vom repräsentativen, verfassungsrechtlichen  Status des Abgeordne-
ten11, 

- vom Abgeordneten als Vertreter des gesamten Volkes, wobei es sich bei 
Art. 38 GG um einen Satz aus dem gesicherten ideologischen Bestand des 
Verfassungsrechts  der liberalen Demokratie handele12 

1 BVerfGE vom 1. August 1953,1, 3,19, 26; vom 5. August 1966,1, 20,162,175; vom 
9. März 1976, II, 41, 399, 414; vom 21. September 1976, II, 42, 312, 341; vom 10. Mai 
1977, II, 44, 308 und vom 24. März 1981, II, 56, 396, 405. 

2 BVerfGE vom 10. Mai 1977, II, 44, 308, 318. 
3 BVerfGE vom 23. Januar 1957, II, 6, 84, 92. 
4 BVerfGE vom 14. Mai 1985,1, 69, 315, 347. 
5 BVerfGE vom 10. Mai 1977, II, 44, 308, 319. 
6 BVerfGE vom 16. März 1955, II, 4, 144, 148. 
7 BVerfGE vom 16. März 1955, II, 4,144,151 und vom 5. November 1975, II, 40, 296, 

311. 
8 BVerfGE vom 30. Juli 1958, II, 8, 104, 121. 
9 BVerfGE vom ö.November 1975, II, 40, 296, 301. 
1 0 BVerfGE vom 16. Februar 1983, II, 62, 1, 43. 
1 1 BVerfGE vom 19. Juli 1966, II, 20, 56, 103. 
1 2 BVerfGE vom 23. Oktober 1952,1, 2, 1, 72. 
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- oder von den Abgeordneten, die nur über die politischen Parteien und als 
Repräsentanten der in ihnen verkörperten politischen Kräfte und Inter-
essen ins Parlament gelangten13, 

- von der Gewährung des repräsentativen freien Abgeordnetenmandates14 

- oder schlicht vom Abgeordneten als Träger des freien Mandates15, 
- von handlungsfähigen und wahrhaft  repräsentativen Verfassungsorga-

nen16 

- oder schlicht von Repräsentationswürdigkeit17 

- und schließlich von den politischen Parteien als Repräsentanten der im 
Volk vorhandenen politischen Meinungen18 

spricht, so drängt sich doch die Frage auf, was das Bundesverfassungsge-
richt unter dem Begriff  der Repräsentation versteht und welche Entwick-
lung sich abzeichnet. Da sich naturgegeben die bisher 75-bändige Entschei-
dungssammlung des Bundesverfassungsgerichtes  nicht als dogmatisch 
gegliedertes Lehrbuch versteht, bleibt es der juristischen Wissenschaft 
überlassen, an der Aufarbeitung dieses Fundus mitzuwirken. Das Feld sollte 
dabei nicht vorschnell den Historikern, Politologen, Soziologen und Philo-
sophen überlassen bleiben19, da eine Auseinandersetzung mit dem Reprä-
sentativsystem wesensnotwendig zur juristischen Grundlagenforschung 
gehört, wie dies auch in der kurzen, aber äußerst fruchtbaren  Zeit der jur i-
stischen Aufarbeitung der Weimarer Verfassung am Ende der 20-iger Jahre 
dieses Jahrhunderts gesehen wurde. Eine Auseinandersetzung mit diesem 
Thema bietet sich gerade in einer Zeit an, in welcher der Ruf nach einer stär-
keren Betonung der plebiszitären Elemente der Demokratie bzw. „zurück 
zur unmittelbaren Demokratie" etwas leiser zu vernehmen ist20. Dies ist 

1 3 BVerfGE vom 17. August 1956,1, 5, 85, 233. 
1 4 BVerfGE vom 16. Februar 1983, II, 62, 1, 38. 
1 5 BVerfGE vom 5. November 1975, II, 40, 296, 314. 
1 6 BVerfGE vom 23. Januar 1957, II, 6, 84, 98. 
1 7 BVerfGE vom 5. Apr i l 1952, II, 1, 208, 252 
ι
8 BVerfGE vom 23. Januar 1957, II, 6, 84, 90. 

1 9 Dies soll nicht bedeuten, daß die Jurisprudenz für sich allein den Anspruch erhe-
ben sollte, die komplexe Materie des repräsentativen Verfassungsstaates wissen-
schaftlich durchdringen zu können. Nach wie vor gilt, wenn auch mit Einschränkun-
gen, die Mahnung des Rechtsgelehrten Johannes Althusius (1557-1638), der in der 
Vorrede zur Erstausgabe (1603) seines bedeutendsten Werkes Politica feststellt: 
„Wenn aber ein Jurist politische Grundsätze und Regeln behandeln w i l l und sich ein 
Urteil zutraut über das, wodurch die Gemeinschaft gebaut, erhalten und geschützt 
wird, was den Staat kräftiger  und erfolgreicher,  seine Macht stärker und ihre Formen 
fester gestaltet oder wenn er von dem spricht, was dem politischen Ganzen schädlich 
oder gefährlich sein könnte, so maßt er sich eine Befugnis an, die ihm nicht zusteht." 
Althusius, Politica 1603, S.7, zit. nach der Übersetzung von Wolf. Aber gerade der 
Jurist Althusius ist es, der in seiner Politica von der Politik und der Lehre von der 
Gesellschaft handelt. Seine Mahnung kann einschränkend also nur so aufgefaßt  wer-
den, daß der heutige Jurist, der diese Materie bearbeitet, sich ebenfalls einer interdis-
ziplinären Arbeitsweise zu befleißigen hat. 

2 0 Vgl. z.B. eine der jüngsten Abhandlungen zum Problem der Einführung plebiszi-
tärer Elemente: Roßnagel,  Demokratische Kontrolle großtechnischer Anlagen durch 
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wohl vornehmlich darauf zurückzuführen,  daß erstmals eine Partei, die aus 
Bürgerbewegungen entstand, unter einem gewissen Angleichungszwang 
Einzug in das Repräsentativorgan Deutscher Bundestag gefunden hat21, 
aber auch darauf,  daß die etablierten Parteien in einer beachtlichen Anzahl 
von Untersuchungsausschüssen so manche eingefahrenen Handlungsweisen 
für die Öffentlichkeit  aufzeigen und damit abzustellen helfen. 

Andererseits bietet sich auch deshalb eine Aufarbeitung des Themas an, 
weil in der Diskussion um das Wesen der Repräsentation nach und nach die 
eingeengte Sicht in der deutschsprachigen Literatur aufgegeben und der 
historische Bezug wieder stärker herausgearbeitet worden ist22. Die Reprä-
sentationsdiskussion hat sich vor allem im englisch-, aber auch im franzö-
sisch-sprachigen Raum anders entwickelt. Dort wurde der geschichtliche 
Bezug nicht in dem Maße wie in Deutschland vernachlässigt23. 

Zum Sinn historischer Forschungsweise im allgemeinen und besonders in 
der Staatslehre postuliert Jellinek folgendes: Entwicklung sei nur jene 
Änderung, die vom Einfachen zum Komplizierten führe. Wachsende Größe, 
Zeitdauer, Intensität einer Erscheinung, steigende Mannigfaltigkeit, Lei-
stungsfähigkeit und Zweckmäßigkeit einer Institution nenne man deren 
Entwicklung24. An die Jellineksche Definition anknüpfend sieht Schmid25  

erst dort einen Sinn in der historischen Untersuchung des Repräsentativ-
systems, wo ein einigermaßen deutlicher Zusammenhang zur Gegenwart 
bestehe. Eine Entwicklung sei im Verhältnis zur ständischen Verfassung des 
Mittelalters nicht feststellbar 26. Dieser Ansicht muß widersprochen werden. 

Verwaltungsreferendum  1 Kri tV (1986), S. 343-365. Dort soll nicht die Gesetzgebung 
und Verwaltung durch Repräsentanten bzw. Amtsträger eingeschränkt werden, viel-
mehr soll begrenzt auf das Genehmigungsverfahren  von großtechnischen Anlagen 
nach der Bearbeitung und Genehmigung durch die Verwaltungsbehörden für den 
Souverän ein Einspruchsrecht geschaffen  werden, ohne daß dadurch die Prinzipien 
der repräsentativen Demokratie, des Parteienstaates, des Amtes und damit der Sach-
kompetenz und Verantwortlichkeit für Gesamtzusammenhänge, der Gewaltenteilung 
und letztlich des Grundrechts- und Minderheitenschutzes beeinträchtigt würden. 
Diese Prinzipien sollen nach der Vorstellung Roßnagels lediglich ergänzt werden. 

2 1 Wobei nicht zu übersehen ist, daß hierdurch neue Diskussionen in den parlamen-
tarischen Raum verlagert wurden, wie z. B. die Frage der Rotation, welche die Stel-
lung der Abgeordneten als Repräsentanten in besonderem Maße betrifft.  Vgl. 
NdsStGH vom 5. Juni 1985, NJW 1985, S. 2319ff. 

22 Hofmann,  Repräsentation, S. 28; Kurz,  Volkssouveränität und Volksrepräsenta-
tion, S. 299 (Anm. 260); E. Schmitt,  Repräsentation und Revolution, S. 20. 

23 Rausch, Theorie und Geschichte, S. X. 
24 Jellinek,  Staatslehre, S. 43. 
25 Schmid,  Repräsentativsystem, S. 24f. Vgl. aber auch die Gegenposition bei 

Rausch, Der Abgeordnete, S. 15: „Die Landstände waren im Zeitpunkt ihres Entste-
hens ursprünglich politisch gemeint, d. h. auf den Status politischer Einheit bezogen 
und daher repräsentativ." 

26 Schmid,  Repräsentativsystem, S. 26; etwas differenzierter  führt  Pollmann, 
Repräsentation und Organschaft,  S. 14f. aus, daß die Institutionen der ständischen 
Kollegien des Mittelalters und der Folgezeit, die römischen Provinziallandtage sowie 
die christlichen Synodalversammlungen mit den heute üblichen Volksvertretungen 

2 Kimme 


